
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Prozess Freigabe von Bildern des Bundes (Mo. 21.4195)

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc 2025. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Freigabe von
Bildern des Bundes (Mo. 21.4195), 2022 - 2023. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
25.05.2025.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK I

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Bundesverwaltung - Organisation

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK II



Abkürzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 1



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Weil Stefanie Heimgartner (svp, AG) die Motion von Gerhard Andrey (gp, FR) für eine
Freigabe von Bildern des Bundes bekämpfte, musste diese – trotz Unterstützung durch
den Bundesrat – in der Frühjahrssession 2022 in der grossen Kammer diskutiert
werden. Der Motionär legte dort dar, dass Bildmaterial, welches in der Verwaltung
produziert und also durch Steuergelder finanziert werde, gratis zur Verfügung stehen
müsse. Es sei seltsam, dass etwa ein Bild des Bundesrats frei verwendet werden dürfe,
wenn eine US-Behörde dieses erstellt habe, nicht aber, wenn die Schweizer
Bundesverwaltung Urheberin des Bildes sei. Es sei deshalb eine Gesetzesänderung
vorzusehen, die nicht nur sicherstelle, dass künftig von der Bundesverwaltung
produziertes Bildmaterial gratis zur Verfügung gestellt werde, sondern dass dieses auch
unter einer entsprechenden Lizenzierung hergestellt und auf einer Open-Data-
Plattform publiziert werden müsse. Seine Forderung passe in die aktuelle Open-
Government-Data-Strategie des Bundes, so Andrey. Dieser Punkt wurde in der Debatte
von Finanzminister Ueli Maurer bestätigt, der die Empfehlung des Bundesrats die
Annahme der Motion bekräftigte. Man könne Bilder bereits heute kostenlos nutzen,
wenn man bei der entsprechenden Stelle nachfrage, wendete hingegen Stefanie
Heimgartner ein. Digitalisierung und Veröffentlichung von sämtlichen Bildern würden
hingegen Kosten verursachen, die vor allem dann unnötig seien, wenn gar niemand die
entsprechenden Bilder nachfrage. Diese Kosten seien nicht von Steuerzahlenden zu
tragen, sondern von den Nutzenden des Bildmaterials zu entrichten. Auch diesen
Einwand begrüsste der Finanzminister im Prinzip und stellte klar, dass Bilder lediglich
dann zur Verfügung gestellt würden, «wenn der Aufwand vernünftig ist». Die grosse
Kammer schien den Nutzen einer Veröffentlichung höher zu gewichten als den
Kosteneinwand: Lediglich die geschlossene SVP-Fraktion stimmte mit 52 Stimmen
gegen die Motion, die von einer Mehrheit von 139 Stimmen an den Ständerat
überwiesen wurde. 1

MOTION
DATUM: 15.03.2022
MARC BÜHLMANN

Mit 8 zu 4 Stimmen beantragte die SPK-SR, die Motion von Gerhard Andrey abzulehnen,
die eine Freigabe von Bildern des Bundes via Open Government verlangt hätte. Dass die
ständerätliche Kommission ein Nein beantragte, obwohl sich die Mehrheit des
Nationalrats und auch der Bundesrat für eine Annahme der Motion ausgesprochen
hatten, war einer Information geschuldet, die sie in der Zwischenzeit eingeholt hatte:
Konkret hatte die SPK-SR die Zahl der in Frage kommenden Bilder sowie die technisch,
finanziell und personell notwendigen Ressourcen für Digitalisierung und Katalogisierung
nachgefragt. Es habe sich dabei einerseits gezeigt, dass die rund 250'000 Bilder
erhebliche Kosten verursachen würden. Andererseits seien mit dem Bundesgesetz über
den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben in der
Frühlingssession 2023 (EMBAG) die gesetzlichen Grundlagen geschaffen worden, die die
Verwaltung sowieso verpflichten, alle Daten unentgeltlich und online zur Verfügung zu
stellen. Die von der Motion verlangte gesetzliche Grundlage gebe es also bereits, so die
Begründung der Kommission für ihre Empfehlung, die Motion abzulehnen. 
In der ständerätlichen Debatte wurden die Argumente der Kommissionsmehrheit von
Daniel Fässler (mitte, AI) ausgeführt. Er wiederholte die Kommissionsargumente und
rechnete vor, dass die Digitalisierung und Veröffentlichung aller Bilder, die sich im
Besitz des Bundes befinden, «rund 60 Mann- oder Fraujahre» in Anspruch nehmen
würde. Auch die Finanzministerin Karin Keller-Sutter betonte, die Kostenfolgen für die
Verwaltung seien «nicht zu unterschätzen», auch wenn der Bundesrat die Motion
grundsätzlich für umsetzbar halte. Der Ständerat folgte mit 23 zu 9 Stimmen (2
Enthaltungen) der Kommissionsmehrheit und lehnte die Motion ab. 2

MOTION
DATUM: 31.05.2023
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2021, S. 2710; AB NR, 2022, S. 417 f.; Mo. 21.4195
2) AB SR, 2023, S. 372; Bericht SPK-SR vom 21.2.23
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